
nser Wald ist in vielf ältiger Hin-
sicht wichtig und bedeutsam. 2011
war das Jahr des Waldes. Knapp 1/3
der Fläche Deutschlands, nämlich
mehr als 11 Millionen Hektar, besteht
aus Wald.1) Das Baumvorkommen in
deutschen Wäldern wird auf fast
 unvorstellbare 30 Milliarden Bäume
geschätzt.2) Der Wald ist ein bedeu-
tender Wirtschaftsfaktor mit rund 1,2
Millionen Beschäftigten in der Forst-
und Holzwirtschaft.3) Er ist ein wich-
tiger Erholungsfaktor und von zen -
traler Bedeutung für das ökologische
System. Gerade der deutsche Wald ist
eng verknüpft mit mystischen Vorstel-
lungen aus der Romantik. Er spielt
eine wichtige Rolle im deutschen
Märchen – denken wir nur beispiel-
haft an das Märchen der Gebrüder
Grimm „Hänsel und Gretel“, und die
allermeisten von uns, auch wenn sie
beruflich nicht mit dem Wald befasst
sind, werden ganz eigene, persönliche
Erlebnisse und Erfahrungen mit dem
Wald verbinden. 

All dies vorausgeschickt, würde es
 eigentlich nicht verwundern, wenn
wir nahezu täglich von durch Wald-
bäume erschlagenen Mitmenschen
hören würden, wovon wir aber – Gott
sei Dank! – weit entfernt sind. Viel-
mehr lehrt die Erfahrung, dass der
Wald, jedenfalls im Hinblick auf von
Waldbäume ausgehende Gefahren,
als ausgesprochen sicher gelten darf,
weit sicherer als beispielsweise der
Straßenverkehr, dem der Einzelne
sich weit weniger entziehen kann als
dem Aufenthalt im Wald. Gleichwohl
haben erst seit einigen Jahren ein -
zelne Unfälle mit besonders tragi-
schen Folgen für die Betroffenen, ver-
ursacht durch Waldbäume, zu einer
starken Verunsicherung der Wald -
eigentümer über Inhalt, Umfang und
Grenzen  ihrer Verkehrssicherungs-
pflicht geführt.

Die Verkehrssicherungspflicht für
Waldbäume soll im Folgenden näher
beleuchtet werden unter Berücksich-
tigung der für die Verkehrssiche-
rungspflicht ganz allgemein von der
Rechtsprechung entwickelten Krite -
rien, der Bedeutung der Novellierung
des § 14 Bundeswaldgesetz im Jahre
2010 sowie der Grundsatzentschei-

dung des BGH vom 02.10.2012 – VI
ZR 311/11 –4), und deren Präzisie-
rung der Verkehrssicherungspflicht
im Hinblick auf Waldbäume. 

VERKEHRSSICHERUNGS-
PFLICHT FÜR BÄUME 

Wenn durch umstürzende Bäume
oder herabfallende Äste Personen
verletzt oder gar getötet werden oder
im Eigentum Dritter stehende Sachen
beschädigt oder zerstört werden, so
kommt eine Haftung des Baum -
eigentümers in Betracht aus § 823
BGB, soweit die Verkehrssicherungs-
pflicht nicht hoheitlich wahrgenom-
men wird, und aus § 839 BGB (Amts-
haftung) i.V.m. Art. 34 GG, soweit die
Verkehrssicherungspflicht hoheitlich
wahrgenommen wird. Zur zivilrecht-
lichen Haftung führt demgemäß eine
schadenursächlich gewordene schuld-
hafte Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht.

Der Begriff der Verkehrssicherungs-
pflicht taucht in keinem Gesetz auf
und ist demgemäß auch nirgendwo
gesetzlich definiert. Er ist vielmehr
im Laufe mehr als eines Jahrhunderts
von der Rechtsprechung entwickelt
worden. Danach hat jeder, der einen
Verkehr eröffnet, also Gefahrenquel-
len schafft oder für sie verantwortlich
ist, notwendige Schutzvorkehrungen
gegen die daraus für Dritte resultie-
renden Risiken zu treffen.5) Folge-
richtig ist auch der Baumeigentümer
bzw. der auf andere Weise für den
Baum Verantwortliche für den ver-
kehrssicheren Zustand der Bäume

ver antwortlich und demnach grund -
sätzlich verpflichtet, Schäden durch
Bäume an Personen oder Sachen zu
verhindern.6)

Von zentraler Bedeutung, insbeson-
dere unter Berücksichtigung der his -
torischen Entwicklung, ist der Um-
stand, dass es sich bei der Haftung
des Baumeigentümers für eine Verlet-
zung der Verkehrssicherungspflicht
nahezu ausnahmslos um eine Haftung
für Unterlassung handelt, nämlich die
Unterlassung zumutbarer und gebo -
tener Sicherungsmaßnahmen. Dass
eine Haftung für Unterlassung grund -
sätzlich in Frage kommt, ist seit mehr
als hundert Jahren unstrittig, allein
deshalb aber noch keineswegs selbst-
verständlich. Nach Inkrafttreten des
BGB zum 1.1.1900 hatte das Reichs-
gericht erstmalig im Jahre 1902 Gele-
genheit, die Rechtsfrage zu klären, ob
eine Haftung für Unterlassung aus 
§ 823 BGB überhaupt in Betracht
kommt. Ein auf einem öffentlichen
Weg stehender alter, morscher Baum,
der in der Unterhaltungslast des preu -
ßischen Fiskus stand, war umgefallen
und hatte Schäden am Grundstück
des Klägers verursacht. Während das
OLG Marienwerder als Berufungs -
instanz generell noch eine Haftung
für Unterlassen nach dem BGB abge-
lehnt hatte und infolgedessen die Kla-
ge abgewiesen hatte, hat das Reichs-
gericht in dieser Entscheidung erst-
malig die Möglichkeit einer Haftung
des Eigentümers für unterlassene 
Sicherungsmaßnahmen nach dem da-
mals ganz neuen BGB bejaht.7) In
dieser Entscheidung hat das Reichs-
gericht erstmalig postuliert, dass
„jetzt ein jeder auch für Beschädi-
gungen durch seine Sachen insoweit
aufkommen solle, als er dieselben bei
billiger Rücksichtnahme auf die In-
teressen des anderen hätte verhüten
müssen“.8)

Mit dieser Grundsatzentscheidung
hat schon das Reichsgericht die Wei-
chen gestellt für eine Haftung des
Verkehrssicherungspflichtigen wegen
unterlassener Sicherungsmaßnahmen
aufgrund richterlicher Einzelabwä-
gung, woran sich letztlich in über
hundert Jahren nichts geändert hat.
Das Reichsgericht selbst hat in den
darauf folgenden Jahrzehnten in zahl-
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reichen Einzelfällen nur sehr zurück-
haltend eine Haftung des Verkehrs -
sicherungspflichtigen angenommen
und nur geringe Anforderungen an
die Verkehrssicherungspflicht ge-
stellt. Demgegenüber hat sich in der
Rechtsprechung des BGH spätestens
bereits seit den 50er Jahren des 20.
Jahrhunderts eine zunehmend stren-
gere Rechtsprechung zu Lasten des
Verkehrssicherungspflichtigen ent-
wickelt. Erst in den letzten 10 –20
Jahren scheint demgegenüber in der
Rechtsprechung das Pendel wieder
zurückzuschlagen zu einer stärkeren
Betonung der Eigenverantwortung
der Verkehrsteilnehmer und im
Großen und Ganzen weniger strengen
Anforderungen an die Verkehrssiche-
rungspflicht.9)

Betrachtet man einmal eingehender
die existierende Rechtsprechung, ins-
besondere des BGH, zur Verkehrs -
sicherungspflicht bei Bäumen, so fällt
schnell auf, dass sich die allermeisten
richtungweisenden Entscheidungen
mit der Verkehrssicherungspflicht für
Straßenbäume befassen10), gelegent-
lich einmal auch mit der Verkehrs -
sicherungspflicht des Baumeigen tü -
mers im nachbarrechtlichen Verhält-
nis11), kaum aber mit der Verkehrs -
sicherungspflicht für Waldbäume.12)

Erstmals mit dem Urteil des BGH
vom 02.10.2012 – VI ZR 311/11 –
liegt eine Entscheidung des BGH mit
grundlegenden Aussagen zu Inhalt,
Umfang und Grenzen der Verkehrssi-
cherungspflicht bei Waldbäumen vor. 

DIE NOVELLIERUNG DES
 BUNDESWALDGESETZES VOM
31.07.2010, SPEZIELL DES § 14
BWALDG

Die Entscheidung des OLG Hamm
vom 30.03.2007 – 13 U 62/06 – (so
genanntes „Meschede-Urteil“)13) hat
bundesweit in Forstkreisen für Unru-
he gesorgt. Der Entscheidung lag
 folgender Sachverhalt zugrunde: Im
August 2003 befuhren drei Radfahrer
einen schmalen asphaltierten Wirt-
schaftsweg, der u.a. an einem haupt -
sächlich mit alten Buchen bestande-
nen Waldweg vorbeiführte. Als den
Radfahrern ein Milchtankwagen ent-
gegenkam, hielt die vorausfahrende
Klägerin auf dem rechten Bankett an.
Während das Fahrzeug vorbeifuhr,
brach aus einer alten und mächtigen,
9 –10 m von dem Wirtschaftsweg ent-
fernten Buche ein sehr starker
Stämmling aus, der über die Straße
bis auf das gegenüberliegende Feld

ragte. Er begrub die Klägerin unter
sich, die schwerste Verletzungen da-
vontrug. 

Das OLG Hamm hat ebenso wie das
erstinstanzliche LG Arnsberg der
Klage auch gegen den Waldeigen -
tümer stattgegeben. Das OLG Hamm
hat in seiner Entscheidung weit rei-
chende Ausführungen zum Inhalt und
zum Umfang der Verkehrssicherungs-
pflicht des Waldeigentümers ge-
macht. Es hat ausgeführt, dass dem
unentgeltlichen Betretungsrecht gem.
§ 14 BWaldG eine Duldungspflicht
des Waldeigentümers gegenübersteht.
Dieser braucht grundsätzlich keine
besonderen Vorkehrungen zum
Schutz des Waldbesuchers zu treffen,
mit Ausnahme von völlig untypischen
Gefahrenquellen. Typische Waldge-
fahren, zu denen auch die mangelnde
Standsicherheit von Bäumen abseits
von Verkehrsflächen zähle, gehörten
zu den vom Waldbesucher übernom-
menen Risiken, insofern erfolge der
Waldbesuch auf eigene Gefahr. Das
OLG Hamm hat der Klage maßgeb-
lich deshalb stattgegeben, weil es die
Auffassung vertreten hat, bei einem
asphaltierten Wirtschaftsweg wie im
zu entscheidenden Fall, der optisch
einer öffentlichen Straßen gleiche
und auch vergleichbar genutzt werde,
müssten die wesentlich strengeren
Maßstäbe zur Verkehrssicherungs-
pflicht bei Straßenbäumen angewen-
det werden. Die Entscheidung ist in
Fachkreisen sehr eingehend und mit
beachtlichen Argumenten kritisiert
worden.14) Andere halten die Ent-
scheidung ausdrücklich für richtig.15)

Soweit ersichtlich herrscht in Recht-
sprechung und Literatur weitgehende
Einigkeit, dass für Waldbäume an
 öffentlichen Straßen, die aufgrund ih-
res Standorts für diese eine Gefahr
darstellen, die gleichen (strengen)
Anforderungen zu stellen sind wie an
die Verkehrssicherungspflicht für
Straßenbäume. Das Problem in der
Entscheidung des OLG Hamm ist
letztlich, ob eine Gleichsetzung mit
einer solchen öffentlichen Straße bei
einem an einem Waldrand entlang-
führenden asphaltierten Wirtschafts-
weg generell oder unter welchen
 Umständen anzunehmen ist. Die Ent-
scheidung hat letztlich zur Beurtei-
lung von Inhalt, Umfang und Gren-
zen der Verkehrssicherungspflicht bei
Waldbäumen deshalb nicht entschei-
dend weiter geführt, weil der dort in
Rede stehende Baum aufgrund tat -
richterlicher Entscheidung letztlich
nicht als Waldbaum eingeordnet wor-
den ist, sondern als Straßenbaum.

Die Verunsicherung der Waldeigen -
tümer aufgrund der vorgenannten
Entscheidung war sicherlich maßgeb-
lich Anlass für die Novellierung des
Bundeswaldgesetzes und insbesonde-
re des § 14 BWaldG zur Begrenzung
der Verkehrssicherungspflicht der
Waldbesitzer. Hierzu erging auf An-
trag des Saarlandes vom 21.02.
200816) eine Entschließung des Bun-
desrates vom 25.04.2008 zur Ver-
kehrssicherungspflicht im Wald.17)

Aus der Begründung des Antrages
zur Entschließung geht eindeutig das
Anliegen hervor, aufgrund der Rechts -
unsicherheit betreffend die Verkehrs-
sicherungspflicht im Wald infolge
einzelfallbezogener Rechtsprechung
mehr Rechtssicherheit zu schaffen
und durch eine gesetzliche Definition
des Umfangs der Verkehrssicherungs-
pflicht im Wald und insbesondere auf
Waldwegen die Waldbesitzer zu ent-
lasten und die Verkehrssicherungs-
pflicht einzuschränken.18) Maßgeb-
lich aufgrund der Entschließung des
Bundesrates vom 25.04.2008 ist so-
dann am 06.08.2010 das „Zweite Ge-
setz zur Änderung des Bundeswald-
gesetzes“ vom 31.07.2010 in Kraft
getreten. Neu eingefügt wurde in § 14
BWaldG („Betreten des Waldes“) in
Abs. 1 nach dem Satz „Die Benut-
zung geschieht auf eigene Gefahr“
der Satz „Dies gilt insbesondere für
waldtypische Gefahren“. In der Ge-
setzesbegründung heißt es hierzu:

„Mit der Ergänzung des § 14 wird im
Gesetz die Haftung des Waldbesitzers
für waldtypische Gefahren ausge-
schlossen. Dies gilt insbesondere für
typische, sich aus der Natur ergeben-
de Gefahren. Gefahren, die dagegen
unmittelbar aus menschlichem Ver-
halten folgen, werden vom Haftungs-
ausschluss nicht erfasst. Hierdurch
werden die von der Rechtsprechung
entwickelten Grundsätze gesetzlich
verankert“.19)

Mit dieser Novellierung hat der Bun-
desgesetzgeber letztlich nur die von
der Rechtsprechung entwickelten
Grundsätze gesetzlich verankert,
ohne der Entschließung des Bundes-
rates zu folgen, den Umfang der Ver-
kehrssicherungspflicht im Wald ge-
setzlich zu definieren und insbeson-
dere auf Waldwegen einzuschränken.
Die Änderung ist insoweit letztlich
allein deklaratorischer Natur. Eine
weitergehende gesetzliche Regelung
im Bundeswaldgesetz wurde hin -
gegen im Gesetzgebungsverfahren
ausdrücklich vom Bundesjustizmini-
sterium aus grundsätzlichen Erwä-
gungen abgelehnt. 
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Aus alledem folgt, dass die Entschei-
dung des OLG Hamm vom 30.03.
2007 auch auf Grundlage des
 zwischenzeitlich novellierten § 14
BWaldG nicht anders ausgefallen
wäre und auch nicht anders hätte aus-
fallen müssen. Ob die Entscheidung
im konkreten Einzelfall richtig oder
falsch ist, steht unabhängig hiervon
auf einem ganz anderen Blatt.20)

Die rein deklaratorische Wirkung der
Bundeswaldgesetznovelle ergibt sich
letztlich auch aus der nachfolgend be-
sprochenen Entscheidung des BGH
vom 02.10.2012 – VI ZR 311/11 –,
bei der das zum Unfallzeitpunkt 2006
geltende Recht maßgeblich war, folg-
lich nicht das 2010 novellierte Bun-
deswaldgesetz.

DAS BGH-URTEIL VOM
02.10.2012 – VI ZR 311/11

Die Entscheidung

Der Entscheidung lag folgender
Sachverhalt zugrunde: Die Klägerin
unternahm im Juli 2006 zusammen
mit ihrem Hund einen Waldspazier-
gang, der durch ein Waldgrundstück
der Beklagten führte. Es handelt sich
hierbei um einen ca. 300 Hektar
großen, planmäßig bewirtschafteten
Privatwald in Stadtrandlage einer
saarländischen Kommune, der ent-
sprechend seiner Stadtnähe von der
Bevölkerung als Naherholungsgebiet
stark frequentiert wird. Im Unfallbe-
reich steht ein zum Unfallzeitpunkt
106-jähriger Eichenwald, der teilwei-
se mit anderen Laub- und Nadel -
hölzern gemischt ist. Von einer ca.
5 – 6 m neben dem von der Klägerin
begangenen, ca. 3,5 m breiten Forst-
wirtschaftsweg stehenden Eiche löste
sich ein Ast und traf die Klägerin am
Hinterkopf und verletzte diese so
schwer, dass diese dauerhaft pflege-
bedürftig ist. Bei dem abgebrochenen
Ast handelte es sich um einen ca.17 m
langen Starkast mit einem Durchmes-
ser an der Starkastbasis von 26 cm. 

Das erstinstanzliche LG Saarbrücken
hat die Klage durch Urteil vom 03.03.
2010 – 12 0 271/06 – abgewiesen.
Das Gericht hat dies im Wesentlichen
damit begründet, im Schadenfall habe
sich durch den Astabbruch eine wald-
typische Gefahr realisiert. Auch an
Waldwegen wie dem vorliegenden
bestünde grundsätzlich keine Pflicht
zur Durchführung von Baumkontrol-
len im Rahmen der Verkehrssiche-
rungspflicht des Waldeigentümers.

Dies gelte auch für als Wanderwege
genutzte Waldwege. Eine Kontroll-
pflicht existiere in solchen Bereichen
nur in Ausnahmefällen und nur dort,
wo „besondere Anhaltspunkte für ei -
ne zeitlich nahe Gefahrenverwirk -
lichung vorliegen“21). Diese Voraus-
setzungen seien hier nicht gegeben.
Letztlich hat das LG Saarbrücken den
tragischen Unfall der Klägerin dem
sog. allgemeinen Lebensrisiko zuge-
ordnet. Die Entscheidung ist zustim-
mend besprochen worden u.a. von
Breloer.22)

Auf die Berufung der Klägerin hat
das OLG Saarbrücken durch Urteil
vom 09.11.2011 – 1 U 177/10-46 –
die erstinstanzliche Entscheidung
aufgehoben und die Beklagten dem
Grunde nach voll verurteilt. Das OLG
Saarbrücken hat seine abweichende
Rechtsauffassung im Wesentlichen
damit begründet, die Grundregel,
dass für typische Gefahren des Wal-
des keine Haftung bestünde, gelte
nicht uneingeschränkt. Dies gelte für
Bäume im gewöhnlichen Bestand, al-
lerdings nicht entlang stark frequen-
tierter Wege im Erholungswand. Die
den Waldeigentümer treffenden Ver-
kehrssicherungspflichten seien stark
einzelfallbezogen, weshalb sich starre
Bewertungsmuster verböten. Hierzu
existiere auch noch keine gefestigte
einheitliche Rechtsprechung.23) Im zu
entscheidenden Fall bestünde auf-
grund der konkreten besonderen Um-
stände eine herabgestufte und einge-
schränkte Verkehrssicherungspflicht
des Waldeigentümers hinsichtlich der
am Rande des Erholungsweges ste-
henden Bäume, soweit konkrete An-
haltspunkte für eine besondere, un-
mittelbare Gefährdung vorhanden
waren. Diese hätten hier aufgrund der
Beweisaufnahme bestanden. Eine be-
sondere Bedeutung maß das OLG
Saarbrücken in diesem Zusammen-
hang der hohen Verkehrsbedeutung
des Weges bei. Eine akute Gefahr
habe bei ordnungsgemäßer Durch-
führung gebotener Sichtkontrollen er-
kannt werden müssen.24)

Gegen das Berufungsurteil hat das
OLG Saarbrücken die Revision zuge-
lassen. Es hat dies zutreffend damit
begründet, dass die Frage, ob und in
welchem Umfang den privaten Wald-
besitzer für die an frequentierten We-
gen im Erholungswald stehenden
Bäume Verkehrssicherungspflichten
insbesondere auch zur Abwehr ggf.
typischer Waldgefahren treffen kön-
nen, höchstrichterlich noch nicht
 abschließend geklärt ist, und somit
von grundsätzlicher Bedeutung sei.25)

Der BGH hat die Entscheidung des
OLG Saarbrücken durch Urteil vom
02.10.2012 (VI ZR 311/11) aufge -
hoben und die Klage insgesamt ab -
gewiesen. Der amtliche Leitsatz lau-
tet wie folgt: „Eine Haftung des
Waldbesitzers wegen Verletzung
der Verkehrssicherungspflicht be-
steht grundsätzlich nicht für wald-
typische Gefahren.“26)

Der Senat fasst zunächst nochmals
eingehend die ständiger Rechtspre-
chung des BGH entsprechenden
Grundsätze zu Inhalt und Umfang der
Verkehrssicherungspflichten zusam-
men. Ausgehend von diesen Grund -
sätzen verneint der BGH anschlie -
ßend im zu entscheidenden Fall eine
Verkehrssicherungspflichtverletzung
der Beklagten im Hinblick auf die
 gesetzliche Risikozuweisung hin-
sichtlich waldtypischer Gefahren. Er
stellt hierbei maßgeblich ab auf den
vorliegend einschlägigen § 25 Abs. 5
Satz 1 LWaldG des Saarlandes i.V.m.
§ 14 Abs. 1 Satz 1 BWaldG, wonach
die Benutzung des Waldes auf eigene
Gefahr erfolgt. Hieraus ergibt sich
eine Haftungsbeschränkung auf aty-
pische Gefahren im Wald, die auch
für Waldwege gilt, da nach § 2 Abs. 2
Satz 1 LWaldG des Saarlandes auch
Waldwege entsprechend § 2 Abs. 1
Satz 2 BWaldG als Wald gelten.27)

Sodann führt der BGH aus, dass sich
etwas anderes auch nicht aus den von
der Rechtsprechung entwickelten
Grundsätzen für die Verkehrssiche-
rung für Straßenbäume ergibt oder
von Bäumen, die ein Nachbargrund-
stück gefährden, da diese Grundsätze
auf Waldwege nicht übertragbar sind.
In der Folge stellt der BGH maß -
geblich darauf ab, dass Waldwege
mangels entsprechender Widmung
keine öffentlichen Straßen nach dem
Straßen- und Wegerecht sind und eine
Ausnahme von dem Grundsatz, dass
der Waldbesitzer nicht für waldtypi-
sche Gefahren an Waldwegen verant-
wortlich ist, entgegen einer verbreite-
ten Rechtsauffassung auch nicht be-
reits dann in Betracht kommt, wenn
diese stark frequentiert werden. Hier-
gegen sollen insbesondere auch prak-
tische Erwägungen und eine hieraus
resultierende erhebliche Rechtsunsi-
cherheit sprechen.28) Dass den Wald-
besitzer grundsätzlich keine Pflicht
trifft, den Verkehr auf Waldwegen
 gegen waldtypische Gefahren zu
 sichern, entspricht auch der nunmehr
in § 14 BWaldG für das Betreten des
Waldes getroffenen Regelung, weil in
Absatz 1 Satz 3 dieser Vorschrift in-
zwischen steht, dass die Benutzung
auf eigene Gefahr geschieht und nach
Absatz 1 Satz 4 in der heute  gel ten -
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den Fassung dies insbesondere für
waldtypische Gefahren gilt.29) Ab -
schlie ßend erläutert der BGH die Dif-
ferenzierung zwischen waldtypischen
und atypischen Gefahren, wonach
waldtypische Gefahren alle sind, die
von lebenden oder toten Bäumen aus-
gehen und hierzu insbesondere auch
ein Astabbruch gehört, unabhängig
davon, ob die Gefahr eines Astab-
bruchs von einem geschulten Baum-
kontrolleur hätte erkannt werden kön-
nen; denn diese werde allein hier-
durch aber nun nicht zu einer wald -
atypischen Gefahr, für die der Wald -
besitzer einzustehen hätte.30)

Mag es sich vorliegend wie bei jeder
gerichtlichen Entscheidung letztlich
um eine Einzelfallentscheidung han-
deln, so ist das Urteil des BGH doch
von grundsätzlicher Bedeutung.31)

Dies ergibt sich noch nicht zwingend
daraus, dass das OLG Saarbrücken
vorliegend wegen grundsätzlicher
Bedeutung die Revision zugelassen
hat, wohl aber daraus, dass die Ent-
scheidung nicht nur mit einem amt -
lichen Leitsatz versehen ist, sondern
darüber hinaus auch zur Aufnahme in
die amtliche Sammlung des BGH
vorgesehen ist. 

Reaktionen

Die Entscheidung ist auf breite öf-
fentliche Resonanz gestoßen. Sie ist
bereits mit der Pressemitteilung des
BGH vom 02.10.2012 vor Veröffent-
lichung der Entscheidungsgründe Ge-
genstand der Bericht erstattung der
 Tagespresse gewesen.32) Die unter-
schiedlichsten Inte ressen verbände
äußerten sich teils ebenfalls unmittel-
bar nach der Pressemitteilung des
BGH, teils nach Veröffentlichung der
Entscheidungsgründe am 02.11.2012,
durchweg positiv, so (ohne Anspruch
auf Vollständigkeit) die Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Wald besitzer -
verbände in einer Pressemitteilung
vom 02.10.2012 unter der Schlagzeile
„Das ist ein guter Tag für 2 Millionen
private und kommunale Waldbe sit -
zer“33), der BDF in einer Pressemit-
teilung vom 05.11.201234), der DStGB
und der StGB NRW35), der Deutsche
Bauernverband in einer Pressemel-
dung vom 16.11.2012 („DBV sieht
erhöhte Rechtssicherheit durch BGH-
Urteil“)36), der ADFC Hessen in einer
Nachricht vom 10.01.2013 („Weg-
weisendes Urteil des Bundesgerichts-
hofs zur Verkehrssicherungspflicht
für Waldbesitzer“)37), die Landwirt-
schaftskammer Niedersachsen in ei-
nem „Informationsblatt-Baumkon-
trolle“ („verbesserte Rechts sicher -

heit“)38), der NABU Landesverband
Schleswig-Holstein in einer Pressein-
formation vom 10.12.2012 („Bundes-
gerichtshof schafft endlich Klarheit“,
„Gefahrpunktbeseitigung geriet zur
absurden Risikovermeidung“, „Bun-
desgerichtshof kippt Entscheidungen
zu Gunsten der natür lichen Entwick-
lung“, „Konsequente Umsetzung:
Schutz für Fledermäuse und Co.“)39),
die Saar-Grünen in einer Pressemit-
teilung vom 04.10.2012 („Saar-Grüne
begrüßen BGH-Urteil zur Verkehrs -
sicherungspflicht im Wald“)40). Auch
die Bundesregierung hat im Rahmen
einer Antwort vom 15.11.2012 auf
eine Kleine Anfrage mehrerer Bun-
destagsabgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE41) das Urteil des BGH
begrüßt und außerordentlich positiv
gewürdigt im Hinblick auf die mit der
Entscheidung aufgezeigten und präzi-
sierten Grenzen der Verkehrssiche-
rungspflicht des Waldbesitzers.42) In-
zwischen hat sich auch die juristische
Fachpresse durchweg zustimmend
geäußert.43)

Folgerungen

Im Rahmen der sich aus dem zu ent-
scheidenden Einzelfall ergebenden
Möglichkeiten hat der BGH die Gele-
genheit genutzt, für mehr Rechts -
sicherheit im Hinblick auf die Ver-
kehrssicherungspflicht an und auf
Waldwegen zu sorgen.44) Die Ent-
scheidung wirft aber durchaus einige
Fragen auf, die aus Sicht des Verfas-
sers nachfolgend kurz angerissen
werden sollen.

Gegenstand der Entscheidung ist al-
lein Umfang und Inhalt der Verkehrs-
sicherungspflicht des Waldbesitzers
und eine hieraus resultierende Haf-
tung, nicht aber etwaige Verkehrs -
sicherungspflichten Dritter, die mit
oder ohne Wissen, mit oder ohne Dul-
dung des Waldbesitzers einen Verkehr
im Wald eröffnen, woraus sich im
Einzelfall eigenständige Verkehrs -
sicherungspflichten ergeben können,
die über die Verkehrssicherungs-
pflicht des Waldbesitzers hinausge-
hen.45)

Der der Entscheidung zugrundelie-
gende Unfall hat sich in einem Privat-
wald ereignet. Die dort aufgestellten
Grundsätze gelten jedoch gleicher-
maßen auch für den Staatswald, ins-
besondere für den Kommunalwald.
Dies ergibt sich bereits zwingend aus
den Entscheidungsgründen selbst, wo
insoweit keinerlei Differenzierung
vorgenommen wird. 

Für Waldwege gelten nicht die von
der Rechtsprechung entwickelten
Grundsätze für die Verkehrssiche-
rungspflicht bei Straßenbäumen, weil
Waldwege mangels Widmung keine
öffentlichen Straßen nach dem Stra -
ßen- und Wegerecht sind. Vor diesem
Hintergrund gelten die Grundsätze
des Urteils selbstredend nicht nur für
das Saarland, wo der entschiedene
Fall sich ereignet hat, sondern bun-
desweit. Dies gebietet nicht allein die
Einheit der Rechtsordnung, sondern
ergibt sich auch daraus, dass nach
 allen sechzehn Landeswald- bzw.
Landesforstgesetzen Waldwege Wald
im Sinne der vorgenannten Gesetze
sind. Abgrenzungsschwierigkeiten
können sich im Einzelfall allerdings
bei der Prüfung ergeben, wann ein
Weg ein Waldweg ist. Für die inso-
weit maßgebliche Widmung stellt der
BGH entscheidend auf das äußerliche
Erscheinungsbild eines Weges ab un-
ter Berücksichtigung der örtlichen
Verhältnisse und der allgemeinen
Verkehrsauffassung, ohne dass eine
etwa vorhandene Beschilderung in -
soweit eine Rolle spielt.46) Wichtig 
ist nach der Rechtsprechung außer-
dem, dass ein Waldweg zumindest
überwiegend forstwirtschaftlichen
Zwecken dient und keine überörtliche
Bedeutung besitzt.47) Dann spielt es
auch keine Rolle, ob eine öffentlich-
rechtliche Widmung für Straßenver-
kehrszwecke erfolgt ist.48) Nach einer
unveröffentlichten Entscheidung des
OLG Koblenz ändert sich die Wid-
mung eines Weges als Waldweg auch
nicht dadurch, dass sich an diesem
Weg ein von der Gemeinde errichte-
ter Grillplatz befindet.49)

Keine besonderen oder gesteiger-
ten Verkehrssicherungspflichten des
Wald eigentümers im Hinblick auf
waldtypische Gefahren ergeben sich
allein aus der Ausweisung von Wald-
wegen als Premium-Wanderwege
oder ähnlichem.50) Wenn der BGH
der hohen Verkehrsbedeutung eines
Waldweges schon keine haftungs-
rechtliche Bedeutung beimisst, so
kann sich eine solche erst recht nicht
allein aus einer bloßen Beschilderung
oder Ausweisung ergeben. In diesem
Sinne hat auch bereits das OLG
Frank furt/Main es in einer unveröf-
fentlichten Entscheidung abgelehnt,
weitergehende Verkehrssicherungs-
pflichten aus der Ausweisung eines
Wirtschaftsweges als Radweg in einer
von Stadt und Landkreis herausgege-
benen Radwegplan-Freizeitkarte her-
zuleiten. Nach richtiger Auffassung
des OLG Frankfurt/Main wird die
haftungsrechtliche Qualität eines
Weges nicht dadurch verändert, dass
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er in einen Radwegeplan oder eine
Freizeitkarte aufgenommen wird.51)

Eine Verkehrssicherungspflicht im
Hinblick auch auf waldtypische Ge-
fahren wie Astabbruch oder Baum -
umsturz trifft den Waldeigentümer
 allerdings überall dort, wo er beson-
dere Einrichtungen für die Öffentlich-
keit vorhält oder eröffnet, mit wel-
chen er gezielt Besucher anlockt und
bei diesen eine gesteigerte Sicherheit-
serwartung herbeiführt, wie beispiels-
weise Friedwälder, Grillplätze,
Schutzhütten oder ausgewiesene
Parkplätze.52) Allein die Duldung sol-
cher Einrichtungen durch den Wald -
eigentümer begründet allerdings nach
Auffassung des Verfassers keine be-
sonderen Verkehrssicherungspflich-
ten für diesen. Sofern solche beste-
hen, beziehen diese sich unter Zumut-
barkeitsgesichtspunkten grundsätz-
lich nur auf das unmittelbar an gren  -
zende Umfeld beispielsweise eines
Waldspielplatzes oder einer Grillhüt-
te, nicht jedoch auf die hierhin füh -
renden Wege. Etwas anderes könnte
sich allenfalls daraus ergeben, dass
der Waldeigentümer die Verkehrsteil-
nehmer gezielt über einen bestimm-
ten Weg zu solchen Orten führt und
hierdurch eine erhöhte Sicherheitser-
wartung beim Publikum weckt. 

Keine besonderen Verkehrssiche-
rungspflichten des Waldeigentümers
hinsichtlich waldtypischer Gefahren
ergeben sich daraus, dass beispiels-
weise Schulen sogenannte Waldlehr-
pfade benutzen. Etwas anderes kann
ausnahmsweise dann gelten, wenn der
Waldeigentümer eine solche Einrich-
tung gezielt in einer Weise bewirbt,
dass den Teilnehmern bei objektiver
Betrachtungsweise ein gesteigertes
Sicherheitsgefühl vermittelt wird. 

Möglicherweise eine von dem Urteil
abweichende haftungsrechtliche Be-
urteilung ist geboten, wenn vom
Wald eigentümer oder seinen Mitar-
beitern eine akute Gefahr für Leib
oder Leben der Waldbesucher erkannt
wird, ohne hierauf zu reagieren. In ei-
nem solchen Fall ist mit gebotener
Zurückhaltung eine einzelfallbezoge-
ne Prüfung notwendig. 

FAZIT

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die
Entscheidung des BGH mehr Rechts-
sicherheit in Fragen der Verkehrs -
sicherungspflicht im Wald geschaffen
hat, ohne verständlicherweise ab -

schließende Antworten auf alle denk-
baren Fallkonstellationen geben zu
können.
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